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Sitzungsniederschrift des Haupt- und Finanzausschusses   

 
Sitzungsraum: Trau- und Festraum im Alten Rathaus Helmarshausen 

Anwesend sind: 
Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

vom Ausschuss:  
Ausschussvorsitzender Eckermanns, Holger (SPD) 
Stadtverordnetenvorsteherin Janke, Steffi (FWG) 
Döring, Arndt (FWG) 
Jordan, Dr. Sina (CDU) 
Mahlmann, Christian (FWG) 
Franz, Karl-Erwin (SPD) 
 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
./. 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Dittrich, Marcus 
Riedel, Jost (FWG) 
 
als Schriftführer: 
Martin Lohmann 
 
entschuldigt fehlen: 
Schendzielorz, Peter (CDU) 
Römer, Dorothe (FWG) 
 
 
unentschuldigt fehlen: 
Hillebrand, Henning (CDU) 
Kohlweg, Florian (AfD) 
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Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemä-
ßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
2. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges gem. 
§ 28 GemHVO für den Zeitraum vom 1. Januar 2025 bis 
30. Juni 2025 
 
Übertragung des gemeinsamen Standesamtsbezirks 
mit der Stadt Trendelburg auf den Gemeindeverwal-
tungsverband Weser-Diemel 
 
Vereinbarung zur Sicherstellung des abwehrenden 
Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe im 
Forstgutsbezirk Reinhardswald 
 
Bebauungsplan Nr. 14.1 „Mittelberg – Rogerusstraße 
28-30“ von Helmarshausen (zweistufiges Normalverfah-
ren gemäß BauGB) 
 
Mitteilungen 
 
Anfragen und Anregungen 
 
 

Die Ausschussmitglieder sind am 26.08.2025 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Trau- und Festraum des Alten Rathauses Helmarshausen 
stattfindenden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 30 bis Nr. 37 und 9 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 21:02 Uhr. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 
 

 gez. Eckermanns  gez. Lohmann  

 Ausschussvorsitzender  Schriftführer  
 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 26. August 2025 Protokollseite: 31 
  
Az.: 023.12 Bad Karlshafen, 26. August 2025 
 
 
Vorlage für die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
Sachverhalt: 
Der Ausschussvorsitzende Holger Eckermanns eröffnete die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
und begrüßte die Anwesenden.  
 
Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft und fest-
gestellt.  

 
Die Sitzungsniederschriften für die Sitzung am 17. Juni 2025 wurde auf der städtischen Internetseite 
hinterlegt. Gegen das Protokoll vom 17. Juni 2025 wurden keine Einwände erhoben.   
 
Einwände gegen die vorgelegten Protokolle sind nach den Vorgaben der Geschäftsordnung geltend zu 
machen. Werden keine Einwendungen erhoben, gelten die Protokolle als genehmigt. 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
-/- 
 
 ---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  
 
Beschluss: 
./. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
dafür: -                                                                   dagegen:   -          enthalten: -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 26. August 2025 Protokollseite: 32 
 __________________________________________________________________________________  
Az.: 902.43  Bad Karlshafen, 23. Juli 2025 
Kämmerei 
 

Vorlage für die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses  

2. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges gem. § 28 GemHVO für den Zeitraum vom 1. Januar 2025 
bis 30. Juni 2025 

Sachverhalt: 

Gemäß § 28 der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) ist die Stadtverordnetenversammlung 
mehrmals jährlich über den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten. Dabei ist auch die sich aus dem 
Finanzstatusbericht ergebende Bewertung der Gemeinde zur Beurteilung der finanziellen Leistungsfä-
higkeit einzubeziehen. Zur weiteren Vermittlung des Stands des Haushaltsvollzuges wurden zudem die 
Ansätze der Haushaltsplanung 2025 den Buchungen der laufenden Buchführung (Stand: 30. Juni 2025) 
gegenübergestellt. 

Seitens der Verwaltung wurde für den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni ein Bericht erstellt, der fol-
gende Punkte beinhaltet: 
• Finanzstatusbericht zur Beurteilung der finanziellen Leistungsfähigkeit gem. Muster 20 der GemHVO, 
• Verfügbare Mittel je Investition (Finanzplan). 
 
Aus der Auswertung „Finanzplan“ sind die verfügbaren Haushaltmittel für die Investitionsmaßnahmen 
zu ersehen.  

Die Buchungen zur Auflösung der Sonderposten (Zuschüsse) und Abschreibungen erfolgen erst zum Jah-
resende, so dass hier eine Hochrechnung erfolgt, um eine verbesserte Vergleichbarkeit zu gewährleis-
ten.  

Um auf detaillierte Sachverhalte eingehen zu können wird vorgeschlagen, dass Fragestellungen zu ein-
zelnen Positionen rechtzeitig vor der Sitzung an die Verwaltung gerichtet werden, damit die Budgetver-
antwortlichen hierzu Stellung nehmen können. 

Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss zu 
fassen: 

Der 2. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges gem. § 28 der Gemeindehaushaltsverordnung für 
das Haushaltsjahr 2025 inkl. des Finanzstatusberichtes zur Beurteilung der finanziellen Leistungsfähig-
keit gem. Muster 20 der GemHVO wird zur Kenntnis genommen. 

Der Stadtverordnetenversammlung ist der Bericht zum Stand des Haushaltsvollzugs zur Kenntnis zu ge-
ben. 

Der Haushaltsvollzugsbericht ist ebenfalls der Aufsichtsbehörde (RP Kassel) und dem Landkreis zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. 

 ---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

 



Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

Abstimmungsergebnis: 

dafür: 6  dagegen: -/- enthalten: -/- 



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 26. August 2025 Protokollseite: 33 
 _______________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 18. August 2025 
 
Vorlage für die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 

Übertragung des gemeinsamen Standesamtsbezirks mit der Stadt Trendelburg auf den 
Gemeindeverwaltungsverband Weser-Diemel 

Sachverhalt: 

Nachdem die Beschlüsse zur Gründung des gemeinsamen Gemeindeverwaltungsverbandes Weser-
Diemel im Jahr 2024 gefasst wurden, erteilte die Kommunalaufsicht des Landkreises Kassel am 10. 
Dezember 2024 die Genehmigung der Satzung, so dass sich der Gemeindeverwaltungsverband am 
15. Januar 2025 konstituiert hat. 

Erste auf den Gemeindeverwaltungsverband Weser-Diemel übertragene Aufgabe war die 
gemeinsame Kasse, die ihren Dienst formal am 1. Januar 2025 aufgenommen hat. 

In der Projektplanung zur weiteren Vertiefung der interkommunalen Zusammenarbeit sind als 
weitere Schritte die gemeinsame Veranlagung (Finanzverwaltung) und die Übertragung des 
gemeinsamen Standesamtsbezirks auf den Gemeindeverwaltungsverband Weser-Diemel 
vorgesehen. 

In mehreren Arbeitsgruppensitzungen werden laufend die verwaltungsinternen Voraussetzungen für 
die Übertragung der Veranlagung/Finanzverwaltung aus beiden Kommunen in den 
Gemeindeverwaltungsverband vorbereitet.  

Weiteres Ziel ist es, zum 1. Januar 2026 den gemeinsamen Standesamtsbezirk auf den GVV zu 
übertragen. Hierbei handelt es sich um eine Aufgabenübertragung i. S. d. § 25 Abs. 1 S. 1 KGG auf 
den Gemeindeverwaltungsverband in Form einer Delegation gem. § 26 Abs. 1 S. 1 KGG, welche 
genehmigungspflichtig ist.  

Um die erarbeiteten notwendigen Schritte abzusichern, wurde der Kontakt zur Kreisaufsicht und zur 
Standesamtsaufsicht gesucht.  
Nach Rücksprache mit der Aufsicht ist hierfür zunächst die damalige Grundlage für die Schaffung des 
gemeinsamen Standesamtsbezirks, die öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 26. Oktober 2016, 
formal aufzuheben. Gleichzeitig ist aus Gründen der Rechtssicherheit im Zusammenhang mit dem 
Personenstandsrecht zum selben Zeitpunkt die Aufgabe dem Gemeindeverwaltungsverband Weser-
Diemel zu übertragen. Dieser formale Schritt wird mit den beiden Beschlüssen vollzogen.  

Beschlussvorschlag:  

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung nachfolgende 
Beschlussfassung:  

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 

1. die Aufhebung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 26. Oktober 2016 zur Bildung des 
gemeinsamen Standesamtsbezirks zwischen Bad Karlshafen und Trendelburg mit der Bezeichnung 
„Standesamt Trendelburg“ zum Tage nach der Bekanntmachung der Beschlussfassung und 
Genehmigung zur Übertragung auf den Gemeindeverwaltungsverband Weser-Diemel. 



2. die Übertragung der Aufgaben des gemeinsamen Standesamtsbezirks der Städte Bad Karlshafen 
und Trendelburg auf den Gemeindeverwaltungsverband Weser-Diemel gem. § 30 Abs. 3 Nr. 1 KGG 
zum 1. Januar 2026, spätestens zum Tage nach der Bekanntmachung und Genehmigung dieser 
Übertragung. 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/-  

Abstimmungsergebnis: 

dafür: 6  dagegen: -/- enthalten: -/- 



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 26. August 2025 Protokollseite: 34 
 _______________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 4. März 2025 
 
Vorlage für die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses  

Vereinbarung zur Sicherstellung des abwehrenden Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe im Forst-
gutsbezirk Reinhardswald 

Sachverhalt: 

Der Forstgutsbezirk Reinhardswald als gemeindefreies Gebiet erstreckt sich über eine Fläche von 
185 km² und ist größtenteils bewaldet. 

Da der Gutsbezirk fast keine Einwohner hat und über kaum eigene Einnahmen verfügt, kann er 
selbst den Brandschutz und die Allgemeine Hilfe nicht sicherstellen, die Bildung einer Freiwilligen 
Feuerwehr ist nicht möglich. Es ist deshalb seit vielen Jahrzehnten gängige Praxis, dass die benach-
barten Kommunen im Rahmen der Nachbarschaftlichen Löschhilfe die Einsätze im Gebiet des Forst-
gutsbezirkes abarbeiten. Denn die Bürger und Gäste der benachbarten Kommunen nutzen den 
Reinhardswald als Erholungsort, fahren und laufen durch ihn hindurch und er gehört zu unser aller 
Lebenswirklichkeit.  

Bislang sind für den Forstgutsbezirk die Zuständigkeiten für den abwehrenden Brandschutz und die 
allgemeine Hilfe im Reinhardswald nicht verbindlich geregelt. Das Hessische Gesetz über den Brand-
schutz und die Allgemeine Hilfe (HBKG) hat im § 22 (Nachbarschaftliche Hilfe) geregelt, dass die Ge-
meinden verpflichtet sind, bei Feuerwehreinsätzen aneinander Hilfe zu leisten, sofern der eigene 
Schutz dadurch nicht erheblich gefährdet wird. Eine darüber hinausgehende Vereinbarung zwi-
schen dem Forstgutsbezirk und den angrenzenden Kommunen über die Hilfe bei Bränden und Hilfe-
leistungen gab es bisher nicht. Tatsächlich entstehende Kosten bei Einsätzen wurden in der Vergan-
genheit seitens des Forstgutsbezirkes i. d. R. übernommen, jedoch gab es keine Erstattungen für 
den Ausbildungsaufwand, Übungen und die Vorhaltekosten. Auch kam es zu Unklarheiten bspw. in 
Bezug auf die Einsatzleitung oder die örtliche Zuständigkeit. 

Unter diesen Rahmenbedingungen erhielten die beiden Bürgermeister aus Bad Karlshafen und 
Fuldatal den Auftrag der Bürgermeisterkreisversammlung, eine Vereinbarung im Rahmen eines öf-
fentlich-rechtlichen Vertrages mit dem Forstgutsbezirk zu entwerfen. Diese liegt nun vor und wurde 
mit dem Forstgutsbezirk und dem Landkreis Kassel abgestimmt. Eine Beschlussfassung in den Ver-
tretungskörperschaften der angrenzenden Kommunen ist notwendig. 

Als Voraussetzung hat der Forstgutsbezirk im Rahmen einer Gefährdungsanalyse ähnlich wie bei der 
kommunalen Bedarfs- und Entwicklungsplanung die möglichen Gefahrenlagen herausgearbeitet 
(siehe Anlage 2 zum Vertrag). Rückblickend ist das Einsatzaufkommen mit 12 Einsätzen in neun Jah-
ren sehr überschaubar; für die Feuerwehren der Stadt Bad Karlshafen waren dies in den vergange-
nen zehn Jahren drei Brandeinsätze und acht Hilfeleistungen. Zudem wurden durch den Landkreis 
Kassel die Grundzüge der nachbarschaftlichen Löschhilfe im Rahmen eines Alarm- und Einsatzpla-
nes neu geregelt (siehe Anlage 1 zum Vertrag). Hierzu wurden sieben Einsatzbereiche gebildet, die 
von den Freiwilligen Feuerwehren der Kommunen Bad Karlshafen, Wesertal, Trendelburg, Rein-
hardshagen, Hofgeismar, Immenhauen und Fuldatal abgedeckt werden. 



Durch die öffentlich-rechtliche Vereinbarung werden insbesondere die folgenden Punkte nun ver-
bindlich geregelt:  

• Die grundsätzliche Zuständigkeit und Verantwortung für den Brandschutz und die Allgemeine 
Hilfe bleibt beim Forstgutsbezirk analog dem gesetzlichen Auftrag aller Kommunen gemäß § 3 
(Aufgaben der Gemeinden) des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz und die Allgemeine 
Hilfe in Hessen (HBKG). Dies betrifft bspw. die Sicherstellung der Löschwasserversorgung und die 
Gefährdungsanalyse.  

• Die Aufgaben der Kommunen werden klar definiert: da der Forstgutsbezirk keine eigene leis-
tungsfähige Feuerwehr aufstellen kann, übernehmen die Städte und Gemeinden die Aufgaben 
für den abwehrenden Brandschutz und die allgemeine Hilfe im Einsatzfall. 

• Den angrenzenden Kommunen werden klare Einsatzabschnitte zugewiesen, was im Einsatzfall 
die Alarmierung und den Einsatz von Kräften erleichtert. 

• Die Verantwortlichkeiten im Einsatzfall in Bezug auf die technische Einsatzleitung werden klar 
geregelt, was insbesondere für den kommunalen Einsatzleiter ein sicheres Handeln ermöglicht. 

• Jede der Kommunen erhält für die Sicherstellung des abwehrenden Brandschutzes und der Allge-
meinen Hilfe zukünftig eine jährliche Kostenaufwandspauschale in Höhe von 5.000 €, die bei 
Einsätzen anfallende Sachkosten sind zusätzlich zu erstatten. 

Der Abschluss eines solchen öffentlich-rechtlichen Vertrages steht bei einigen Kommunen in der 
Kritik. Hintergrund sind unterschiedliche Auffassungen über den Bau und Betrieb von Windkraftan-
lagen im Reinhardswald. Der Vertrag bezieht sich jedoch allein auf die Grundsicherung des abweh-
renden Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe im Forstgutsbezirk und regelt einen seit Jahrzehn-
ten bestehenden offenen Zustand. Die zusätzlichen Brand- und Gefahrenlasten von Windkraftanla-
gen im Reinhardswald sind Teil des Genehmigungsverfahrens für die Anlagen und umfassen zusätz-
liche Kompensationsmaßnahmen für den Betreiber wie den Einbau von Zisternen, Löschanlagen, 
Brandmeldeanlagen und Einsatzpläne.  

Beschlussvorschlag:  

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung den folgenden Be-
schluss zu fassen: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur 
Sicherstellung des abwehrenden Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe im Forstgutsbezirk Rein-
hardswald. 

 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur 
Sicherstellung des abwehrenden Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe im Forstgutsbezirk Rein-
hardswald unter der Voraussetzung, dass diese Vereinbarung spätestens am 31.12.2030 endet, um 
die Situation bezüglich der Windkraftanlagen, erhöhter Brand- und Gefahrenlasten und die jährliche 
Kostenaufwandspauschale in Höhe von 5.000 € neu zu bewerten.  

Abstimmungsergebnis: 

dafür: 6  dagegen: -/- enthalten: -/- 



TOP-Nr. 5 Sitzung am: 26. August 2025 Protokollseite: 35 
 _______________________________________________________________________________  
Az.: 621.41  Bad Karlshafen, den 15. August 2025 
 
Vorlage für die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses  

Bebauungsplan Nr. 14.1 „Mittelberg – Rogerusstraße 28-30“ von Helmarshausen (zweistufiges Nor-
malverfahren gemäß BauGB) 
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 17.09.2024 beschlossen, in der Rogerus-
straße die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Bebauung der Flurstücke 29/2 bis 29/4 
(Gemarkung Helmarshausen) durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes oder einer Innenbe-
reichssatzung nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB) zu schaffen.  

Des Weiteren wird auf den Beschluss zur öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden  
gemäß § 34 Abs. 6 BauGB i. V. m. § 13 Abs. 2 S.1 Nr. 2 BauGB, § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 
vom 1. April 2025 und den Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und  
Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vom 24. Juni 2025 im Zuge der Verfahrensände-
rung verwiesen.   

In der Zeit vom 7. Juli 2025 bis einschließlich 6. August 2025 hat der Entwurf des Bebauungsplans 
öffentlich ausgelegen. Dabei wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. Parallel wurden 
die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 26. Juni 2025 gemäß  
§ 4 Abs. 2 BauGB über die Planung informiert und um Stellungnahme bis zum 28. Juli 2025 gebeten. 

Von den 39 beteiligten Behörden und Trägern öffentlicher Belange haben sieben eine Stellungnahme 
mit Anregungen oder Hinweisen, sechs eine Stellungnahme ohne Anregungen, sowie 26 keine  
Stellungnahme abgegeben.  

Die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen wurden durch das bearbeitende Büro  
ANP Architektur- und Planungsgesellschaft mbH aus Kassel in einer Abwägungstabelle zusammenge-
stellt, ebenso eine Abwägungsempfehlung. Es wurden keine Bedenken gegen die Planung geäußert. 
Ein Hinweis betraf Vorgaben für das Wasserschutzgebiet. Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen 
und in den textlichen Festsetzungen ergänzt. Aus der Offenlage ergaben sich keine inhaltlichen Än-
derungen, sodass der Satzungsbeschluss vorbereitet werden konnte.  

Der Bebauungsplan Nr. 14.1 „Mittelberg – Rogerusstraße 28-30“ in Helmarshausen mit Begründung 
sowie die Stellungnahmen mit Abwägungsempfehlung sind der Vorlage angefügt.  

Für die Baumaßnahmen ist ein entsprechender Ausgleich durch den Vorhabenträger zu erbringen. 
Für den Ausgleich wurde das bestehende Grünland in der Gemarkung Helmarshausen, Flur 14, Flur-
stück Nr. 34/1 extensiviert. Die Feststellung der Ökopunkte zum Ökokonto Az. Öko2012/0004 er-
folgte im Juli 2025 durch eine Vegetationsaufnahme. Das Ergebnis der Vegetationsaufnahme wird 
voraussichtlich bis Ende August 2025 vorliegen, sodass kurzfristig der Städtebauliche Vertrag für die 
Ökopunkte zum Ausgleich des Eingriffs geschlossen werden kann. Der Beschluss des Bebauungsplan 
Nr. 14.1 erfolgt daher vorbehaltlich des Abschlusses des Städtebaulichen Vertrags.  
 
 
 
 
 
 



 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtverordnetenversammlung wird der nachstehende Beschlussvorschlag empfohlen: 
 
1.) Es wird zur Kenntnis genommen, dass während der öffentlichen Auslegung des Entwurfs des  

Bebauungsplanes Nr. 14.1 „Mittelberg – Rogerusstraße 28-30“ keine Anregungen und Bedenken 
eingegangen sind. Hinsichtlich der Behandlung der Anregungen aus der Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange wird den Abwägungsempfehlungen des bearbei-
tenden Büros ANP Architektur- und Planungsgesellschaft mbH aus Kassel zugestimmt.  
 

2.) Der Bebauungsplanes Nr. 14.1 „Mittelberg – Rogerusstraße 28-30“ wird vorbehaltlich des Städ-
tebaulichen Vertrags für die Ökopunkte als Satzung beschlossen. Der Beschluss ist öffentlich be-
kannt zu machen.  

 
 -----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür: 5  dagegen: 1 enthalten: -/- 



TOP-Nr.  6 Sitzung am: 26. August 2025 Protokollseite:  36 
 _______________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 26. August 2025  
 
Vorlage für die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses    
 
Mitteilungen 
 
Sachverhalt: 
1. Umgestaltung Poststraße Helmarshausen 
• Der Magistrat hat die wirtschaftlichste Bieterin mit den Leistungen des Beweissicherungsverfah-

rens für die Umgestaltung der Poststraße zum Angebotspreis in Höhe von 32.810,68 Euro brutto 
beauftragt.  

• Ebenfalls wurden die Leistungen des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators für die Um-
gestaltung der Poststraße an die wirtschaftlichste Bieterin zu einem Preis von brutto 
14.113,40 Euro vergeben. 

• Mit der geforderten archäologischen Baubegleitung im Rahmen der Umgestaltung der Poststraße 
wurde das wirtschaftlichste Büro zum Angebotspreis in Höhe von 96.742,24 Euro brutto beauf-
tragt. 

• Die Arbeiten zur Umgestaltung der Poststraße sollen im Laufe des Septembers beginnen. Am Don-
nerstag, 28. August, findet um 19 Uhr eine Grundstückseigentümer- und Anliegerversammlung im 
Bürgerhaus Helmarshausen statt, um über den konkreten Bauablauf und die damit verbundenen 
Fragen zu informieren. Neben den betroffenen Grundstückseigentümern sind interessierte Anlie-
ger und Bürger ebenfalls willkommen. 

 
2. Fremdstromeinspeisung Feuerwehrgerätehaus Bad Karlshafen  
Mit den elektrotechnischen Leistungen zur Umrüstung/Erneuerung der Elektrohauptverteilung mit 
einer Fremdstromeinspeisung im Feuerwehrgerätehaus in Bad Karlshafen wurde die wirtschaftlichste 
Bieterin zum Angebotspreis von 10.974,19 Euro brutto beauftragt. Hierbei entstehen überplanmäßi-
gen Kosten in Höhe von rd. 6.000 Euro, da die veraltete Elektrohauptverteilung zum Einbau der 
Fremdstromeinspeisung zunächst erneuert werden muss.  
 
3. Grabaushub und Grabeinebnung Friedhöfe 
Der Magistrat hat die wirtschaftlichste Bieterin mit den Leistungen für den Grabaushub auf den Fried-
höfen Helmarshausen und Bad Karlshafen für die Jahre 2026 und 2027 und mit den Leistungen für 
die Einebnung von Gräbern auf den Friedhöfen Helmarshausen und Bad Karlshafen für die Jahre 2025 
und 2026 beauftragt. 
 
4. Beschaffung Seitenmulcher  
Die wirtschaftlichste Bieterin wurde mit der Lieferung eines Seitenmulchers (Mähwerk) für den städ-
tischen Bauhof zum Angebotspreis von 8.500 Euro brutto beauftragt. 
 
5. Schließung Gemeinschaftsunterkunft 
Der Landkreis Kassel hat mitgeteilt, dass die Gemeinschaftsunterkunft in der Weserstraße 23 ge-
schlossen wurde. Alle dort untergebrachten Personen wurden in andere Gemeinschaftsunterkünfte 
verlegt. 
 
 
 
 
 



6. Widerspruch Kreisumlage 
Mit Bescheid vom 21. Juli 2025 wird die Kreis- und Schulumlage für das Jahr 2025 auf 36,20 v. H. 
(Kreisumlage) und 21,80 v. H. (Schulumlage) festgesetzt. Dies bedeutet – wie angekündigt – eine Stei-
gerung der Kreisumlage um 2 % gegenüber dem Vorjahr. Der Magistrat hat sich dafür ausgesprochen, 
gegen den Bescheid fristwahrend Widerspruch einzulegen. 
 
7. Schiedsamt Helmarshausen 
Dies Schiedsperson für den Bezirk Bad Karlshafen II (Helmarshausen) hat aus persönlichen Gründen 
sein Amt niederlegt. Für das Schiedsamt in Helmarshausen wird daher eine neue Schiedsperson ge-
sucht. Die Wahlzeit für die ehrenamtliche Stelle beträgt fünf Jahre. 
 
8. Jahresabschluss 2023 
Der Magistrat hat den Jahresabschluss 2023 aufgestellt und der Revision zur Prüfung vorgelegt. Auf-
grund einer guten Gewerbesteuer-Entwicklung und des Verkaufs des Landgraf-Carl-Gebäudes wurde 
im Ergebnishaushalt ein Überschuss von 717.669,53 Euro erzielt (geplant: 36.711,36 Euro). Im Fi-
nanzhaushalt konnte mit einem Zahlungsmittelüberschuss auslaufender Verwaltungstätigkeit i. H. v. 
1.535.461,12 Euro (geplant: 696.757,00 Euro) die ordentliche Tilgung inkl. Hessenkasse (= 
1.150.684,90 Euro) erwirtschaftet werden. 
Der Jahresabschluss 2024 ist in Arbeit und soll bis Oktober aufgestellt sein. Das Vorliegen des Jah-
ressabschlusses 2024 ist Voraussetzung für eine Haushaltsgenehmigung 2025.  
 
9. Energieberatung für Bürgerinnen und Bürger 
Die Stadt Bad Karlshafen hat im Rahmen des Projektes Klimaquartiere die Möglichkeit erhalten, kurz-
fristig am Programm „Aufsuchenden Energieberatung“ der LandesEnergieAgentur Hessen (LEA) teil-
zunehmen. Im Zuge der Kampagne kann für etwa 80 bis 100 Eigentümer von Ein- und Zweifamilien-
häusern (bis Baujahr 2000) in beiden Stadtteilen eine Erstberatung durch zertifizierte Energieberater 
kostenfrei angeboten werden. Der Auftakt und eine Informationsveranstaltung sind für den Herbst 
geplant. 
 
Beschlussvorschlag:  

- / - 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Beschluss: 

- / - 

Abstimmungsergebnis: 

dafür: -  dagegen: - enthalten: - 
 



TOP-Nr. 7 Sitzung am: 26. August 2025 Protokollseite: 37 
 _______________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 26. August 2025  
 
Vorlage für die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
 
Anfragen und Anregungen 
 
Sachverhalt: 
 
Es wird angefragt, wann die Eingangstore auf dem Friedhof in Helmarshausen wieder aufgestellt wer-
den. Bürgermeister Dittrich erklärt, dass es noch keinen genauen Termin gibt. Es werden jedoch neue 
Tore angeschafft, da die alten nicht mehr verwendet werden können.   
 
Es wird angefragt, ob eine kurzzeitige Videoüberwachung am alten Friedhof in Helmarshausen mög-
lich ist, da das Schild „kein Hundeklo“ mehrmals entfernt wurde. Der Bürgermeister weist darauf 
hin, dass dies vermutlich nicht möglich sein wird, jedoch eine Lösung hinsichtlich der Schilder gefun-
den werden soll. 
 
Es wird Nachgefragt, ob es Probleme bei den Zustellungen der amtlichen Bekanntmachungen über 
die Hofgeismar Aktuell gibt, da die Zeitungen nicht regelmäßig bei allen Haushalten abgegeben wer-
den. Der Bürgermeister berichtet, dass die HNA bereits über die Umstände Informiert wurde und 
bittet darum, Gebiete, in denen keine Verteilung erfolgt, der Verwaltung zu melden.  
 
Des Weiteren wurde darauf hingewiesen, dass im Bereich gegenüber dem Kloster das Schild „Fuß-
weg“ auf dem Weg zur Krukenburg fehlt, weshalb hier auch Pkw in den Weg einfahren. Die Beschil-
derung soll nachgebessert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag:  

- / - 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Beschluss: 

- / - 

Abstimmungsergebnis: 

dafür: -  dagegen: - enthalten: - 
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